An den

Bayerischen Landtag

Maximilianeum

81627 München

Datum: .....2008

Petition

Einstellung des Ausbaus der Staatsstraße St 2132 südlich von Frauenau, Landkreis Regen 

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bitten den Bayerischen Landtag, folgende Beschlüsse zu fassen:

1. Die Bayerische Staatsregierung wird gebeten, die zuständigen Aufsichts- und Genehmigungsbehörden anzuweisen, die Arbeiten zum Ausbau der St 2132 südlich von Frauenau (Landkreis Regen) umgehend zu stoppen und die dafür erteilten Erlaubnisse aufzuheben.

2. Zugleich wird die Bayerische Staatsregierung gebeten, für dieses Vorhaben unverzüglich die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens anzuordnen, sowie eine Untersuchung und Neubewertung der völlig überholten Gesamtplanungen zum Ausbau der St 2132 zwischen Zwiesel und Grafenau einzuleiten.

3. Die bereits geschlagene Schneise im Frauenauer und Klingenbrunner Forst soll wieder als standorttypischer Wald entwickelt werden.

Begründung:

Für das Straßenbauprojekt wurde kein Planfeststellungs- und nicht einmal ein Plangenehmigungsverfahren durchgeführt. Es wurden lediglich einzelne Erlaubnisse zu den Bereichen Naturschutz, Wald und Wasser bei den örtlichen Behörden eingeholt. Begründet wurde diese Vorgehensweise damit, dass das Vorhaben angeblich von „unwesentlicher Bedeutung“ sei. Bei Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben könne deshalb auch ein Verfahren gem. Art. 74 Abs. 7 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz angewandt werden (Schreiben der Regierung von Niederbayern, vom 10.04.2008). 

Die Aussage, dass dieser Straßenneubau nur unwesentlich wäre, wird von uns entschieden zurückgewiesen. Das Vorhaben liegt vollständig im Landschaftsschutzgebiet Bayerischer Wald und stellt eine ganz massive Beeinträchtigung, insbesondere des Landschaftsbildes direkt im Vorfeld des Nationalparks dar. 

Für die Öffentlichkeit und die Verbände bestand während der Planungsphase keine Beteiligungsmöglichkeit und genaue Informationen über das Projekt waren praktisch nicht zugänglich. Das enorme Eingriffsausmaß der 2,6 km langen Neubaustrecke wurde daher erst vor einigen Wochen in der Öffentlichkeit bekannt und bewusst, obwohl die Rodung von ca. 7 Hektar Staatsforst. bereits Ende 2007 erfolgte. Der Baubeginn steht nun unmittelbar bevor und vor Ort hat sich ein intensiver Widerstand gegen dieses landschaftszerstörende Projekt entwickelt. 

Dass die Bevölkerung nicht schon früher gegen das Vorhaben protestierte, lag sicherlich auch daran, dass es sich laut Aussagen der Straßenbauverwaltung lediglich um „eine großzügigere Linienführung auf der bestehenden Trasse“ handelt (Niederschrift der Sitzung des Kreistags Regen vom 18.7.07) und keine konkreten Planungen bekannt waren. Angesichts der bereits erfolgten Rodungen und der vorgesehenen riesigen Einschnitte in die Landschaft (bis zu 19 m Tiefe) ist diese Aussage nicht nachvollziehbar. Die Begradigung der bestehenden Kurven, die der Topografie bestens angepasst sind, steht mit der geplanten Linienführung in keinem Zusammenhang und erfordert immense Erdbewegungen und massive Eingriffe in das hügelige Gelände (s. Anlage, Lageplan und Fotos). 

Soweit bekannt, wird die Maßnahme im wesentlichen mit  dem Argument „Verkehrssicherheit“ begründet. Angesichts einer Verkehrsbelastung von 3.000 Kfz/Tag ist die geplante Dimension des Ausbaus nach Ansicht des Bundes Naturschutz jedoch nicht zu rechtfertigen und eine aktuelle Notwendigkeit nicht erkennbar. Die veranschlagten 3,4 Millionen Euro für die 2,6 km lange Strecke stellen daher eine nicht vertretbare Verschwendung von Steuergeldern dar. 

Darüber hinaus basieren die Planungen für den gegenständlichen Abschnitt der St 2132, sowie für die gesamten Ausbauvorhaben von Zwiesel bis Grafenau entlang dieser Staatsstraße auf Überlegungen zu Beginn der 80er Jahre, als der „Eiserne Vorhang“ noch bestand. Seitdem haben sich die Rahmenbedingungen und die Beurteilungsgrundsätze für Straßenprojekte in diesem Raum jedoch grundlegend geändert. Neben den Belangen des Natur- und Umweltschutzes ist die Erhaltung der Landschaft als Grundlage des Tourismus im Bayerischen Wald von ganz zentraler Bedeutung. Eine den landschaftlichen Gegebenheiten angepasste Streckenführung von Straßen entspricht dem, was viele Einheimische und die Feriengäste in der Urlaubsregion „Bayerischer Wald“ erwarten. Die jetzt geplante Trasse, sowie die weiteren Ausbauvorhaben im Bereich der St 2132, stehen dazu jedoch in diametralem Widerspruch. Auch die dadurch zu erwartende Steigerung des Schwerverkehrs ist kontraproduktiv und angesichts der gut ausgebauten Hauptachsen B 11 und B 85 nicht notwendig und somit vermeidbar.

Wir weisen außerdem darauf hin, dass der Ausbau südlich von Frauenau mit weiteren Straßenneubauten an der St 2132 in direktem Zusammenhang steht. Dies gilt insbesondere für die im Ausbauplan für Staatsstraßen aufgeführten Ortsumgehungen von Frauenau und Spiegelau. Diesen Projekten stehen jedoch, schon jetzt absehbar, ganz erhebliche naturschutzfachliche und artenschutzrechtliche Bedenken entgegen, wodurch zumindest die vorgesehene Dimension, die Linienführung und die Notwendigkeit des aktuellen Bauvorhabens grundsätzlich in Frage zu stellen sind. Dies hätte u.E. aber schon beim jetzigen Projekt vorsorglich mit berücksichtigt werden müssen, anstatt den umgekehrten Weg zu gehen und durch den überzogenen Ausbau der Strecke südlich von Frauenau vollendete Tatsachen und Zwangspunkte zu schaffen.

Wir sind der Auffassung, dass angesichts der Folgewirkungen und der Schwere des Eingriffs, ein Planfeststellungsverfahren (PFV) notwendig gewesen wäre. Die Durchführung eines regulären PFV wird bei vergleichbaren Vorhaben durchaus angewandt und wäre auch hier möglich gewesen. Dass dies nicht erfolgte und damit eine Beteiligung und ausreichende Information der Öffentlichkeit und der Verbände umgangen wurde, ist unverständlich und nicht nachvollziehbar. So ist beispielsweise während der Bauzeit eine halbjährige Vollsperrung der Strecke vorgesehen, was viele in Gewerbe und Tourismus tätige Menschen ganz massiv betrifft. Eine umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit wäre schon aus diesem Grund dringend erforderlich gewesen. 

Angesichts der schon erfolgten (z.B. Rodung von ca. 7 ha anspruchsvollem Bergmischwald) und der noch geplanten massiven Eingriffe (z.B. Einschnitte in zwei Berge bis zu 19 m Tiefe), ist eine Neubewertung und Gesamtabwägung aller Belange dringend erforderlich. Insbesondere die Schutzgüter Fauna, Boden, Wasserhaushalt, Wald und Landschaftsbild sind, nach den uns vorliegenden Informationen, nicht ausreichend und nicht den fachlichen Erfordernissen entsprechend berücksichtigt worden. Von den betroffenen Arten wurde offenbar nur der Fischotter genauer untersucht, obwohl u. E. davon auszugehen ist, dass hier auch noch andere geschützte Arten vorkommen. Ein schwerwiegendes Planungsdefizit ist somit, dass keine fachlich qualifizierte Untersuchung der Auswirkungen des Vorhabens auf gemeinschaftsrechtlich geschützte Arten bzw. mögliche Verbotstatbestände gem. § 42 BNatSchG (spezielle artenschutzrechtliche Prüfung) durchgeführt wurde.

Wegen des unmittelbar bevorstehenden Beginns der Bauarbeiten bitten wir dringend um eine vorrangige Behandlung unserer Eingabe. Außerdem bitten wir um rechtzeitige Mitteilung des Behandlungstermins unserer Petition und der Berichterstatter.

Mit freundlichen Grüßen,
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